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Auch er war Teilnehmer beim „Integra-
tionsgipfel“ — und sieht in diesem
Treffen eine späte Bestätigung seiner
jahrzehntelangen Mahnungen: Klaus
J. Bade, Historiker und Zuwande-
rungsexperte mit Nürnberger Wur-
zeln. Gerade erst las er der Politik
noch einmal kräftig die Leviten.

NÜRNBERG — „Leviten lesen“, so
hieß die Abschiedsvorlesung, mit der
Klaus J. Bade in den akademischen
(Un-)Ruhestand wechselte: Ein teils
zorniger Rück- und ein eher hoff-
nungsvoller Ausblick auf die deutsche
Zuwanderungspolitik war das, den
der 1944 geborene Professor an sei-
nem Osnabrücker Lehrstuhl hielt.
Bade, der in Nürnberg aufwuchs

und lange an der Uni Erlangen lehrte,
zieht eine Zwischenbilanz, die sich
deutlich unterscheidet von „Schreck-
bildern“ oder „katastrophistischen
Bewertungen“, die gut ankommen in
vielen deutschen Medien. „Es gibt in
SachenMigration und Integration kei-
nen Anlass zu nationaldepressiven
Selbstbeschreibungen“: Trotz „lange
fehlender Integrationskonzepte“ ist
der deutsche „Weg in die Einwande-
rungsgesellschaft“ für ihn ein „prag-
matischer Erfolgsfall“. Wenig spekta-
kulär und damit auch nicht schlagzei-
lenträchtig sei da oftmals Integration

gelungen. Und „gelingende Integra-
tion zeichnet sich gerade dadurch aus,
dass sie unauffällig bleibt“. Was ihn
stört an der deutschen Debatte, das
sind Stereotypen und Klischees, Ver-
allgemeinerungen und falsche Zuspit-
zungen: Bade wehrt sich gegen Kata-
strophen-Szenarien wie gegen „har-
monistisches Schönreden“.

Kollektive Verdächtigungen
All jenen, die von „den“ Ausländern

schwadronieren, entgegnet er: „Kol-
lektive Verdächtigungen halten eine
Schaukel der Desintegration in Gang,
denn sie schwächen die Akzeptanzbe-
reitschaft der verschreckten Mehr-
heitsgesellschaft ebenso wie die Inte-
grationsbereitschaft der denunzierten
Zuwanderergruppen: statistisch ables-
bar an der wachsenden Islamophobie
bei der Mehrheitsgesellschaft und an
der rückläufigen Entwicklung der Ein-
bürgerungszahlen bei der Zuwander-
erbevölkerung.“
„Ein EinwanderungslandwiderWil-

len sollte sich über gelegentlich wider-

willige Einwanderer nicht wundern“:
So bringt er die jahrzehntelangen Ver-
säumnisse einer Politik auf den
Punkt, die lange ignoriert hat, dass
Deutschland eben doch ein Einwande-
rungsland ist — mit allen Problemen,
aber auch Chancen. „Was man ver-
drängte, das konnte man nicht gestal-
ten“, sagt Bade zur „demonstrativen
Erkenntnisverweigerung“ der Politik.
Das hat sich nun geändert — auch

wegen der immerwieder laut geworde-
nen (und heftig attackierten)Mahnun-
gen von Experten wie Bade. Inzwi-
schen sagt zum Beispiel Bundesprä-
sident Horst Köhler ganz offen,
Deutschland habe „das Thema Inte-
gration verschlafen“. Die Folge:
Allmählich beginne das, was Bade als
„nachholende Integrationspolitik“ be-
zeichnet — in kleinen Schritten
entdecke man die seit langem hier
lebenden, aber oft schlecht inte-
grierten Zuwanderer als vernachläs-
sigte Gruppe. „Die Zahl der dauerhaft
im Lande lebenden Menschen mit
Migrationshintergrund, die niemals

die heute für selbstverständlich erach-
teten Eingliederungshilfen erhalten
haben, übersteigt um ein Vielfaches
die stets weiter schrumpfende Gruppe
der Neuzuwanderer“, schreibt Bade.
Deren Benachteiligung durch zu
schlechte Bildung und Qualifizierung
sei „das eigentliche Integrationspro-
blem“. Der Gipfel mit seinem 400
Punkte umfassenden Integrationsplan
versucht da, wenigstes einige Ver-
säumnisse nachzuholen.

„Befreiungsschlag“ nötig
Nötig sei zudem aber auch ein

„migrationspolitischer Befreiungs-
schlag“ für die flexiblere Steuerung
künftiger Zuwanderung. Die gelten-
den Regelungen seien bei weitem zu
starr und zu rigide, kritisiert nicht
nur Bade — auch Unionspolitiker, die
gerade erst das Zuwanderungsgesetz
verschärft haben, denken nun ange-
sichts des beginnenden Fachkräfte-
Mangels wieder an Lockerungen.
Bade wirbt erneut für ein Punktesys-
tem, das den Bedarf des Zuwande-
rungslandes und die Qualifikationen
der Zuwanderer abgleicht. Deutsch-
land steht ohne ein solches Instrumen-
tarium da — „in einer Zeit, in der die
Ab- und Auswanderung qualifizierter
Kräfte wächst“ und die Zuwanderung
solcher Kräfte schrumpft.

„Beck wird Kandidat“
Bundesfinanzminister Peer

Steinbrück hat sich für Parteichef
Kurt Beck als SPD-Kanzlerkandi-
dat ausgesprochen. Beck repräsen-
tiere das Spektrum an Eigenschaf-
ten am besten, das ein SPD-Kanz-
lerkandidat haben müsse, sagte
der stellvertretende Parteivorsit-
zende in einem vorab veröffent-
lichten Interview der Süddeut-
schen Zeitung. „Deshalb wird er
auch Kandidat.“ (rtr)

Kabeljau-Fang verboten
Polnische Fischer dürfen ab

sofort in der Ostsee keinen Kabel-
jaumehr fangen. Ein entsprechen-
des Verbot hat die EU-Kommis-
sion erlassen. Sie wirft Polen vor,
die Kabeljau-Fangquote im östli-
chen Bestand erheblich überfischt
zu haben. Außerdem sollen die pol-
nischen Fischer ihre tatsächlichen
Fangmengen durch falsche Anga-
ben gegenüber den Kontrolleuren
verschleiert haben. (dpa)

Drängte seit Jahrzehnten meist vergeb-
lich zu mehr Integration: Migrationsfor-
scher Klaus J. Bade. Foto: Horst Linke

KÖLN (AP) — Auch nach den
gescheiterten Terroranschlägen
in Großbritannien fühlt sich die
große Mehrheit der Menschen in
Deutschland sicher.
Bei einer am Freitag veröffent-

lichten Umfrage des Instituts
Infratest dimap im Auftrag des
ARD-Morgenmagazins sagten 84
Prozent zur Frage, ob sie sich vor
möglichen Terroranschlägen in
Deutschland fürchteten, sie fühl-
ten sich sicher. 15 Prozent fühlen
sich unsicher. Bei einer Ver-
gleichsumfrage im Mai hatten 83
Prozent der Befragten gesagt, sie
fürchteten keine Anschläge.
Auf die Frage nach den Anti-

Terror-Gesetzen antworteten jetzt
51 Prozent, die bestehenden Be-
stimmungen seien ausreichend.
40 Prozent halten eine Verschär-
fung für sinnvoll, fünf Prozent
meinen, dass die Gesetze bereits
jetzt die Bürgerrechte zu sehr ein-
schränken.

Reisende können aufatmen: Zwar
endete die erste Tarifrunde zwi-
schen Lokführer-Gewerkschaft
und Bahn ergebnislos. Warn-
streiks soll es aber bis nächsten
Donnerstag nicht mehr geben.

BERLIN/NÜRNBERG — Hart-
mutMehdornwar auf alles vorbe-
reitet. „Wir können auch die
Nacht durchmachen, ich bin da
flexibel“, sagte der Bahnchef
noch am Tag vor dem Zusammen-
treffen mit Manfred Schell. Doch
so lange sollten die ersten Tarif-
verhandlungenmit demVorsitzen-
den der Gewerkschaft Deutscher
Lokomotivführer (GDL) dann
doch nicht dauern. Nach gut drei
Stunden wurde die Runde ohne
Ergebnis auf den 19. Juli vertagt.
Doch mit einem Konsens gleich

im ersten Durchgang hatte auch
niemand ernsthaft gerechnet.
Nach wie vor fordert Schell für
die rund 34000 GDL-Mitglieder
400 bis 500 Euro mehr Einstiegs-
gehalt und einen eigenen Sparten-
tarifvertrag. „Irrwitzig“ fand das
DB-Personalvorstand Margret
Suckale vor den Verhandlungen.
Dort wurde den Lokführern ges-
tern von der Bahn im Wesentli-
chen der gleiche Abschluss ange-
boten, der zuvor bereits mit den
beiden anderen Eisenbahngewerk-
schaften Transnet und GDBA zu
Stande gekommen war: 600 Euro
Einmalzahlung dieses Jahr, dann
4,5 Prozent mehr Lohn und
Gehalt bis Anfang 2009.
Laut Suckale kostet allein die-

ser Tarifvertrag die Bahn einen
„dreistelligen Millionenbetrag“.
Mehr sei da für die Lokführer ein-
fach nicht drin. Der GDL könnte
aber anders entgegengekommen
werden, glaubt Suckale. Etwa im
Bereich der sozialen Absicherung
oder der Altersvorsorge. Das aber
ist Schell wohl zu wenig, der nach
drei Stunden verärgert reagierte:
„Donnerstag ist die letzte Runde.
Dann ist mit dem Verhandeln
Schluss.“ ARNO STOFFELS

Kurz berichtet

ISLAMABAD (dpa) — Zwei Tage
nach der blutigen Erstürmung der
RotenMoschee fanden in Pakistan lan-
desweite Proteste gegen Präsident Per-
vez Musharraf statt.
Allein in Dera Ghazi Khan in der

Provinz Punjab protestierten 5000
Menschen, darunter zahlreiche Stu-
denten von Koranschulen. Sie trugen
Spruchbänder, auf denen stand
„Musharraf ist Amerikas Schoß-
hund“. In Islamabad blockierten Hun-
derte Bewohner eine Allee im Zen-
trum. Zu Protesten kam es auch in
Karachi, Lahore und Peshawar. Zu

denKundgebungen hatte derDachver-
band von mehr als 10 000 Koranschu-
len aufgerufen. Beim Freitagsgebet
forderten auch viele Imame dazu auf.
„Musharraf hat das Blut von Hun-

derten von Unschuldigen vergossen,
nur um sich bei seinen westlichenHer-
ren Liebkind zu machen“, rief ein
Islamgelehrter, Maulana Rehmatul-
lah, den Demonstranten im Punjab
zu. „Die Regierung kann den Ruf nach
Einführung der Scharia (islamische
Rechtsprechung) im Land nicht mit
Brutalität unterdrücken. Der Islam
wird bald im Land herrschen.“

BERLIN (rtr) — Die Steuereinnah-
men von Bund und Ländern sprengen
alle Erwartungen.
Im ersten Halbjahr liefen bei den

Finanzämtern fast 29 Milliarden Euro
mehr ein als von Januar bis Juni 2006,
hieß es im Bundesfinanzministerium.
Der Zuwachs um 13,9 Prozent gehe
auf den kräftigen Aufschwung und
die Arbeitsmarkterholung zurück.
Damit zeichnet sich nach Einschät-

zung eines führenden Steuerexperten
bereits ab, dass die letzte Steuer-
schätzung für 2007 um zehn Milliar-
den Euro übertroffen werden könnte.

Haushaltspolitiker fürchten nun, dass
die zusätzlichen Steuermilliarden in
den Ministerien neue Ausgabenwün-
sche wecken könnten.
Weil mehr Menschen in Arbeit sind,

legten die Lohnsteuern im erstenHalb-
jahr um 8,4 Prozent auf fast 63Milliar-
den Euro zu. Die Einnahmen aus der
von Konzernen gezahlten Körper-
schaftsteuer stiegen um 12,6 Prozent
auf über 11,6 Milliarden Euro. Über
die zu Jahresbeginn angehobeneMehr-
wertsteuer nahm der Fiskus rund 83
Milliarden Euro und damit 16,8 Pro-
zent mehr ein als 2006.

NÜRNBERG (Eig. Ber./nn) — Mit
einer Protestkundgebung in Nürn-
bergs Innenstadt hat die Gewerk-
schaft ver.di denDruck auf die Arbeit-
geber in den festgefahrenen Tarifver-
handlungen erhöht.
Vor dem Haupteingang des Kar-

stadt-Kaufhauses in der Karolinen-
straße versammelten sich am Vormit-
tag Beschäftigte, um ihrem Unmut
über die Pläne der Arbeitgeber in der
laufenden Tarifrunde Luft zu ver-
schaffen. „Sie planen einen General-
angriff auf alle bestehenden Tarifver-
träge im Einzelhandel“, sagt der
zuständige ver.di-Sekretär Manfred
Wages.
Er kritisiert: „Unter dem Motto

,Viel nehmen, aber nichts geben‘ wol-
len die Unternehmer all das, was die
Beschäftigten in den letzten Jahrzehn-
ten erkämpft haben, zur Disposition
stellen. Dagegen wehren wir uns.“
Auch bei Karstadt Langwasser sowie
bei denKaufhof-Warenhäusern Innen-
stadt und Südstadt gab es kurze
Betriebsversammlungen.
Die Arbeitgeber wollen die Strei-

chung aller Zuschläge durchsetzen.
Die Gewerkschaft fordert 125 Euro
mehr im Monat sowie ein Mindestein-
kommen von 1500 Euro für Vollzeitar-
beit. Außerdemwill sie einen besseren
Schutz der Beschäftigten vor Überfäl-
len auf kleinere Einzelhandels-Filia-
len durchsetzen.

Keine Angst vor
Terroranschlägen
Die Bürger fühlen sich sicher

Integration— von der Politik verschlafen
Zuwanderungsexperte Klaus J. Bade: „Wasman verdrängt, das kann man nicht gestalten“

V O N A L E X A N D E R J U N G K U N Z

Die Lokführer
bleiben hart

Tarifverhandlungenmit der
Bahn auf 19. Juli vertagt

BERLIN (AP) — Der SPD-Innenex-
perte Dieter Wiefelspütz glaubt nicht
an eine rasche Einigung der Koalition
über die umstrittene Online-Durchsu-
chung der Computer von Terrorver-
dächtigen.
Seine Partei werde erst zustimmen,

wenn es hohe rechtliche Hürden gebe.
Es müsse eine „klare verfassungskon-
forme Rechtsgrundlage“ geschaffen
werden, sagte Wiefelspütz am Freitag
vor der ersten Sitzung einer von der
Koalition eingesetzten Arbeitsgruppe.
Das Gremium vertagte sich auf Ende
August. Wiefelspütz nannte das Ge-
spräch mit Sicherheitsexperten den-
noch „sehr nützlich“.
Bundesinnenminister Wolfgang

Schäuble hatte zuvor die ablehnende
Haltung der SPD kritisiert. „Ich kann
nicht richtig verstehen, warum diejeni-
gen, die Online-Durchsuchungen frü-
her zugelassen haben, jetzt sagen: Wir
wissen gar nicht, ob man das braucht
und ob man es kann“, sagte Schäuble
mit Hinweis auf Computer-Über-
wachungen zur Zeit der rot-grünen
Bundesregierung.

„Islamwird bald herrschen“
Landesweite Proteste in Pakistan gegenMusharraf

Geldsegen für den Fiskus
Aufschwung erhöht Steuereinnahmen um fast 14 Prozent

„Auch wir sind mehr wert“: Mit diesem Spruch auf ihren T-Shirts und lautstarkem Protest durchs Megaphon machten
Karstadt-Beschäftigte am Freitag vormittag in der Nürnberger Innenstadt ihrem Unmut Luft. Foto: Hippel
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